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Nene « eicbsbanknoten
Mit Bildnissen hervorragender Persönlichkeiten

WTB. Berlin , 19. Dez. (Tel.) Die Reichsbaut hat
einen neuen Typ vo » Banknote « geschaffen» als
deren erster Wert , die Zwanzig - RetchSmark -
Reichsbanknote , dem Bertehr übergebe « wird . Die
Zeh »- Reichsmark - Reichsbanknote folgt i« wenige« Woche«.
SV -, IVO - und IVM-ReichSmart -Reichsbanknoten sind in Arbeit .

Dem Wunsche , in den Reichsvanknoten das Schaffe» und
Strebe » des deutschen Voltes zu versinnbildlichen, wurde durch
die Wahl der Bildnisse, die hervorragenden Persönlichkeiten
aus Landwirtschaft. Gewerbe und Industrie , Handel und Wis-
senschaft und Kunst darstellen, entsprochen. Die jetzt zur Aus -
gäbe gelangende 20-Reichsmart -Note . trägt das Bildnis von
Werner von Siemens » die Rote zu 10 Reichsmark wird das
Bildnis von Thaer zeigen. Der jeweiligen Vorderseite «nt -
spricht auch die Rückseite, deren schmückendes Motiv mit dem
Bild auf der Vorderseite übereinstimmt . Bei der Herstellung
der neuen Noten gelangen alle technischen Neuerungen der
letzten Jahre zur Anwendung.

Mit der Anfertigung eines Reliefs für die Rückseite und
dann des ganzen Entwurfs wurde der Bildhauer Professor
Langer in Düsseldorf beauftragt. Sein im Zusammenwirten
mit dem Reichskunstwart und den notentechnischen Sachver-
ständigen hergestellter Entwurf bildet die Grundlage für die
Arbeiten der Reichsdruckerei , die bei der technischen Ausführung
der Roten ganz andere Wege beschreitet. Durch die Hinzu -
nähme des Stahldruckverfahrens zu dem bisher angewandten
Buchdruckverfahren ist sowohl der äußere Eindruck der Note,wie auch ihre Sicherung gegen Fälschungen noch wesentlich ver-
bessert worden. Bei dem jetzt verwendeten Papier wurde erst-
mals versucht , das gestochene Porträt auf den Geldscheinen
auch als Wasserzeichen erscheinen zu lassen . Die Versuche hat -
ten sich auch auf die Hebung der Qualität des Papiere er -
streckt. Das Ergebnis äußert sich in dem gut gelungenen
Wasserzeichen und in der wesentlich erhöhten Festigkeit des
Papieres , dessen Widerstandsfähigkeit das Doppelte des bis -
herigen beträgt .

Die Abrüstungsfrage
im Auswärtigen Ausichuß

Der Auswärtige Ausschuh des Reichstags nahm , wie ge-
meldet, am Donnerstag einen ausführlichen Bericht des Gra -
fen Bernstorff über die Genfer Abrüstungsverhandlungen ent -
gegen. Die lebhaften Verhandlungen drehten sich auch um die
Frage , ob der Ausschutz Mißtrauensanträge beschließen könne,
was der Ausschuß verneinte . Auch ein Zentrumsantrag , der
dem Befremden über die Genfer Verhandlungen Ausdruck gibt,
und von der Regierung fordert , daß diese sich einer weiteren
Verschleppung der Abrüstungsfrage entgegenstelle, fand nicht
die Zustimmung des Ausschusses , ebensowenig ein national -
sozialistischer Antrag , der die Abrüstungskonferenz für da?
Frühjahr 1931 verlangte und für den Fall der Ablehnung des
deutschen Verlangens forderte , ab 1. Oktober 1931 mit der
deutschen Wehrverstärkung zu beginnen .

Angenommen wurde eine Entschließung des Grafen Westarp
(kons. ), worin die Regierung aufgefordert wird , Material über
die Bedrohung der Sicherheit Deutschlands und über die Ab-
rüstungsfrage durch ständige und planmäßige Propaganda un-
ter Anforderung der erforderlichen Mittel im Auslande und
im Jnlande ( im Benehmen mit dem Auswärtigen Ausschutz)
zu verbreiten und den Unterrichtsverwaltungenin geeigneter
Form für den Unterricht und für die Verteilung an Schüler
zu überweisen . Das Material soll mit statistischen Zahlen
und anschaulichen Bildern versehen sein .

Ans den» Reichsrat
Der Ladenschluß am Weihnachtsabend

Der Reichsrat hat gegen das Gesetz über den Ladenschlutz
am 24. Dezember Einspruch erhoben und eine Entschlietzung
angenommen , daß die Regierung mit möglichster Beschleuni-
gung einen Entwurf über die Arbensruhe am 24 . Dezember
vorlege .

Aus den weiteren Beschlüssen des ' Reichsrates ist erwäh¬
nenswert, daß der Reichsrat beschlossen hat. datz künftig die
Verabschiedung aller Gesetzentwürfe durch den Reichsrat nur
für die laufende Wahlperiode des Reichstages gelten soll , so
daß also die vom Reichstag nicht mehr erledigten Vorlagen
vor ihrer Einbringung im neuen Reichstag noch einmal an
den Reichsrat zurückgehen müßten .
■ Das Entschädigungsgesetz für die gewerbsmäßigen Stellen .

»ermittler wurde angenommen . Damit hört die Tätigkeit der
Vermittler für künstlerisches und artistisches Personal am
L Januar 1931 auf. die Vermittler erhalten eine Entschädi -
gung. Den Konzertagenten , für die es noch keine Ersatzein -
richtung gibt , soll die weitere Vermittlung erlaubt werden .
Für die Vermittler von Haus - , Gastwirtschafts - und Landwirt-
schaftspersonal ist eine Entschädigung nicht vorgesehen. Sie
dürfen ihre Tätigkeit noch VA Jahre fortsetzen.

Auf eine Beschwerde der im Beirat der Reichsmonopolver-
Waltung vertretenen Brenner wurde der Grundpreis für das
Hektoliter Weingeist vo» S1 auf SZ JiH heraufgesetzt .

Die Waffengesetzvorlage im Reichsrat . Zu der dem Reichs -
rat zugegangenen Vorlage eines Waffengesetzes, das Strafbe -
stimmungen für die Führung von Schutz , und Hiebwaffen
enthält , erfahren wir . daß es sich nicht um ein neues Gesetz
handelt . Die in dem Gesetz enthaltenen Bestimmungen sind
bereits in der am 25. Juli erlassenen Notverordnung enthal -
ten . Da diese Rotverordnung am 1 . April nächsten Jahres
abläuft , soll das Gesetz jetzt auf dem ordnungsmäßigen Wege
durch die Parlamente in Kraft gesetzt werden , und ist daher
als Vorlage dem Reichsrat zugegangen.

Letzte Nachrichten
Der Dank des Kanzlers

uno des « eicdsprüsidenten
Keine Wirth-Krise

M . Berlin » 19. Dez. (Priv.-Tel.) I « der heutige » De «
sprechuug der R e i ch s mi « i st er » die voraussichtlich
die letzte i» diesem Jahre ist, gedachte der Reichskanzler
der Dienste des verstorbene« Gesandte « Rauscher u»d
sprach da«« allen Ministerkollege » seine« ausrtch-
»ige« Dank für ihre Mitarbeit « » d Hilfe a»8,
die sie ihm bei der Durchführung des Sanierungsprogramms
geleistet haben. Dabei bat er zugleich auch , de« Dank a»
die Reffort« weiterzuleiten. Brüning war außerdem beaus-
tragt, auch im Name « des ReichSprSsidente «
diesen Dank auszusprechen .

Damit widerlegen sich gleichzeitig die Gerüchte» die auch i*
der Berliaer Presse heute früh ihre« Niederschlag gesunde «
habe«, wonach nämlich der Reichsinnenminister De W irth
sich mit Rücktrittsabsichten trage . Es wird auch an zuständiger
Stelle versichert, daß davon kei « e Rede sei« kSnne.

Die Preissenkung der Markenartikel
Notfalls Aufhebung der Preisbindungen

M. Berlin » 19. Dez. (Priv.-Tel.) über die weiter «
Preissenkung « « ktio « der Reichsregierung wird in
wirtschaftliche« Kreisen angenommen , daß sie sich i» erster
Linie auf die Markenartikel beziehe« wird . Uad zwar
solle» diejenige « Markenartikel , die nicht seit dem August um
10 Prozent gesenkt worden sind, innerhalb der
nächsten 1t Tagen eine sreiwillige Senk « « «
ersahren . Bleibt die aus, so dürften die bisherige «
Preisbindungen vo» der Reichsregierung ausgeho »
b e » werden , wobei sich die Reichsregier ««g vermntlich auf da»
Gutachten de» Reichswirtschaftsrats beziehen wird .

Roch eine dritte deutsche Polennote
Die Unterdrückung der Deutsche « tn Pomerelle «

M. Berlin , 19. Dez . (Priv .- Tel. ) Der deutsche General -
konsul in Genf B ö l k e r s, überreichte heute eine dritte
Note der Reichsregierung dem Generalsekretär des
Völkerbundsrates , Aveuol, die sich diesmal auf die Bo r »
gänge in Pomerelle « bezieht .An der Hand eines umfangreichen Materials wird der
Nachweis geführt , daß entgegen dem Minderheitsfchutzabkom-
men vom 18. Juli 1919 die polnischen Behörden die deutsche »
Wähler entrechtet haben. Die Ungültigkeitserklärung der deut-
schen Wahlliste in Graudenz hat allein dazu geführt , datz30 000 Stimmen den Deutschen verloren gingen. Im übrigenist anzunehmen , datz der Inhalt den aus privater Quelle be-
reits bekannt gewordenen Klagen über die Vorkommnisse i»
Pomerelle « entspricht . Diese Klagen erstrecken sich auf die
Verhaftung deutscher Wahlleiter . Beschlagnahme deutsche «
Wahlmaterials , das Verbot an die Gastwirte in Dirschau und
Graudenz , ihre Räume zu Wahlversammlungen herzugebe»und anderes mehr.

Um den deutschen Kupferbergbau
Annahme de« Stillegungsantrages der Mansfeld A.-G.

WTB . Halle, 19. Dez. (Tel. ) Die Verhandlungen über de»
Stillegungsantrag der Mansfeld AG. fanden in Eisleben statt.Da die jjrage der Unterstützung durch staatliche Subventionen
bisher nicht entschieden , der Weiterbetrieb des Bergbaues undder Hütten also nicht entschieden ist, mußte gemätz den gesetz-
liehen Bestimmungen dem Antrage auf Stillegung stattgege-bea werden. Bis zu diesem Zeitpunkt soll alles versucht wer-den, um Klarheit über die Subventionsfrage zu erhalten , die
allerdings endgültig erst nach Wiederzusammentritt des Reichs-tags im Februar 1931 entschieden werden kann, da für wei-tere « ubventroniernngen ein besonderesGesetz, eine Lex Mans -
feld . geschaffen werden mutz. In der Verhandlung kam der
feste Wille der Direktion zum Ausdruck , alle Schritte zu un-
ternehmen , um ein gänzliches Erliegen der Betriebe zu ver«
hindern . Der Demobilmachungskommissarversprach jede mög»
liche Unterstützung zur Erreichung dieses Zieles .

Erneute Spannungan der türk,sch.perfischen Grenze •
Unterstützung der Kurden durch Perfie »

WTB . London , 19. Dez. (Tel.) „Times " meldet aus Kon -
stantinopel : Dem amtlichen Blatt „Milliet " zufolge, hat die
persische Regierung einige der Kurdenführer , die eine wichtigeRolle bei der Revolution in Türkisch -Kurdistau im Sommer
gespielt haben, freigelassen. Die Perser werden beschuldigt,mehrere Kurdenstämme wieder mit Waffen versehen zu ha-

Jn amtlichen türkischen Kreisen werde die dadurch ge -
schaffen « Lage ernst beurteilt . Den türkischen ' Grenztruppenfeien Anweisungen erteilt worden, allen Versuchen der Kur -
den. neue Unruhen hervorzurufen , in summarischer Weise zu
begegnen. In den Anweisungen sei die Ermächtigung enthal -
ten , die persische Grenze bei Verfolgung der Kurden zu über -
schreiten.

MUrtschaktlicke Nmsckau
Sozialer Staat und Konjunktur — Die Reform der Ar ,

beitslosenversichcrung — Ergänzende Maßnahmen —
Zucker

Die Schwere der Finanzkrise ist in erster Linie auf die
Entwicklung des deutschen Staates zum Sozialstaat zu -
rückzuführen . Während der alte Sicherheitsstaat mit ziem-
lich genau begrenzten Ausgaben rechnen konnte , ist der
heutige Wohlfahrtsstaat in größtem Matz von der Kvnjuu »
turentwicklung finanziell abhängig . Die jetzige Weltwirt -
fchaftskrije , die Deutschland besonders schwer trifft , muh
die Einnahmen und Einnahmemöglichkeiten an Steuern
und Abgaben aus der geschwächten Wirtschaft heraus ver -
ringern , die Ausgaben für soziale Zwecke aber erhöhen .
Es bleibt gar kein anderer Ausweg , als durch umfassende
Reformen diese Ausgaben einzuschränken und sie den Ein »
nahmemöglichkeiten anzupassen . Der Staat und diejeni -
gen , welche soziale Hilfen empfangen , müssen sich nach
der Decke strecken, was übrigens logisch die Notwendig -
keit einschließt , auch an anderen öffentlichen Aufwendun »
gen und Ausgaben zu sparen , wo es nur irgend geht .
Weiter ist Ordnung und Übersicht dadurch zu schaffen,
daß die Finanzwirtschaft der einzelnen Zweige der öf¬
fentlichen Wirtschaft wieder sinngemäß streng getrennt
wird und daß mit den trotz bisherigem prinzipiellem
Festhalten eingerissenen Durchlöcherungen dieses Leit¬
satzes Schluß gemacht wird .

*
Während die Krankenversicherung den Bersicherungs »

charafter behalten hat und durch die hier durchgeführten
Reformen bereits eine Senkung der Beiträge eingeleitet
werden konnte , liegen die Dinge bei der Arbeitslosenver¬
sicherung viel schwieriger . Nicht einmal bei der eigent¬
lichen Arbeitslosenversicherung gelang es , aus den einge -
gangenen Beiträgen die Kosten der vorgesehenen Unter -
stützungsdauer für 26 Wochen zu bestreiten . Sie hat schon
bis Ende Oktober rund eine Milliarde . Reichsmark sog.
„Darlehen " vom Reich in Anspruch genommen , auf die
das Reich schließlich verzichten mußte . Zu diesen Zu -
schüssen kommen die Kosten der Krisenfürsorge , die das
Reich trägt , und der Fürsorge - und Wohlfahrtserwerbs -
losen für die Gemeinden . Es kann deshalb nicht mehr
von einer Versicherung , die sich ja im wesentlichen selbst
zu tragen hätte , gesprochen werden . Die Notwendigkeit
solch enormer Zuschüsse gibt der ganzen Arbeitslosenhilfe
den Charakter eines Fürsorgeinstituts , das , allein auf
die Beiträge abgestellt , nickjt arbeiten könnte .

Zunächst müßte es gelten , der eigentlichen Arbeitslosen -
Versicherung ihren Versicherungscharakter wiederzugeben .
Da die Beiträge von 6Y2 Proz . des Lohnes an und für
sich schon in Anbetracht der wirtschaftlichen Gesamtlage
und der übrigen Lasten und Steuern überhöht scheinen,
sind hier nur auf der Leistungsseite Reformen möglich.
Will man außerdem die Beiträge herabsetzen, so wird
man die Unterstützungsdauer verkürzen müssen. Damit
ist das Problem freilich nicht gelöst, denn es wird eben
die Zahl der Krisenunterstützten und Wohlfahrtsarbeits -
losen noch mehr ansteigen . Es bliebe nur die Erhaltung
der Arbeitslosenversicherung selbst gewährleistet . Der radi -
kalste Vorschlag geht dahin , die ganze Arbeitsloserer -
sicherung für die Dauer der Krise überhaupt zu suspen -
dieren und an ihre Stelle eine Fürsorge mit einheitlicher
Bedürftigkeitsprüfuug für alle Arbeitslosen trotz weiterer
Beitragsleistung der Arbeitenden vorübergehend zu
fetzen (Oberbürgermeister Luppe . Nürnberg ).

Sowohl durch reinliche Scheidung der eigentlichen Ver -
ficherung von der Fürsorge (wie sie ja in der Notverord -
nung im Dezember angebahnt ist) wie auch durch den Vor -
schlag Luppe ließen sich zweifellos sehr erhebliche Ein -
sparungen erzielen , in beiden Fällen müßte freilich auch
die Aufbringung der erforderlichen Mittel neu geregelt
werden . In der Zwischenzeit wäre dann die eigentliche
organische Reform der Arbeitslosenhilfe vorzubereiten
und zunächst die dringend notwendige Neuregelung der
Unterstützung der Saisonarbeitslosen zu treffen .

Dabei darf nirgends die Betrachtung des Problems
auf weite Sicht außer acht gelassen werden , und die
gesamte Wirtschaftspolitik hat sich dauernd dieser For -
derung zu unterordnen . Die beste Hilfe für die Arbeits -
losen besteht natürlich in Beschaffung von Arbeitsgele -
genheit . Sie mutz auf jeden Fall im weiteren Sinn pro -
dnktiv sein , weil sie entsprechende Kapitalien erfordert ,
ic *en Aufbringung die bekannten Schwierigkeiten macht.



Vorschläge , die besonders an die jüngeren Erwerbs -
losen denken , sehen Zwecksparen durch zu leistende Arbeit
und arideres vor . Den letzteren Gedanken verfolgt auch
die Schasfergilde in Karlsruhe , welche die Kleinsiedelung
pflegen und vor allem jüngeren , bei ihren Eltern leben -
den Erwerbslosen Gelegenheit geben will , durch Stehen -
lassen ihres Lohnes sich allmählich zum Bau ihres Eigen -
Heims womöglich mit eigener Wirtschaftsheimstätte das er -
forderliche Eigenkapital anzusammeln . Im Hinblick darauf ,
daß wir noch lange Zeit , wahrscheinlich noch auf lange
Jahre hinaus , auch bei wesentlicher Besserung der Kon -
junktur ' einen Überschuß an Arbeitskräften haben wer -
den , ist die Wohnsiedelung mit Landzulagen zweifellos
ein wirksames Mittel , größeren Teilen des Volks bessere
Existenzgrundlagen als bisher zu schaffen. Dazu ist der
Mensch mit Eigentum viel mehr an die Volksgemeinschaft
gebunden , sieht alle Probleme sachlicher an und ver -
fällt nicht so leicht dem politischeil Radikalismus wie der
ganz Eigentumslose , besonders wenn er sich sagen kann ,
daß er seinen Besitz durch eigene Arbeit erworben hat . Ge -
müsebau , Geflügelzucht geben dabei in der Nähe der
größeren Städte Erwerbsmöglichkeiten , welche Perioden
der Arbeitslosigkeit leichter überstehen lassen . Bei ent -
sprechender Gestaltung der Fürsorgegesetze für die Ar -
beitslofen werden dadurch auch die öffentlichen Finanzen
schließlich Entlastung finden .

Andere Vorschläge sehen die Arbeitsdienstpflicht für
Jugendliche vor . Auch sie sind nachzuprüfen , foweit sie
geeignet sind , durch Erschließung zusätzlicher Arbeits -
Möglichkeiten den Arbeitsmarkt zu entlasten . Man denkt
dabei auch an eine Arbeitsschulpflicht mit Schulen auf
dem Lande , die felbst den Nahrungsbedarf der Schüler
zu produzieren hätten , so daß die Jugendlichen also zum
mindesten ihre Verpflegung felbst erarbeiten und evtl .
auch noch, wenn ihnen entsprechender Anreiz gegeben
wird , für sich sparen könnten . Die Gedanken der Arbei -
terheimstätten und der Schulgüter lassen sich Wohl
auch verbinden , um dadurch die Vorarbeit zu einer wirk -
lich großen Aktion der Arbeiterkleinsiedlung zu leisten .

4-
Die Brüsseler Zuckerkonferenz ist ergebnislos auseinan -

dergegangen , da das wichtigste Exportland für Rüben -
zucker, Deutschland , sich mit der geringen Exportquote
nicht einverstanden erklären konnte , die man ihm zubil -
ligen wollte . Diese hätte 200 000 Tonnen betragen ,
während Deutschland zur Zeit über 850 000 Tonnen Ex-
Portüberschüsse verfügt , so daß durch diese Mengen allein
die Ausfuhr von mehr als 4 Jahren gedeckt wäre . Die
starke Steigerung der tropischen kolonialen Rohrzucker »
Produktion hat bekanntlich zu einer ungeheueren Über -
erzeugung in der Welt geführt , zum Schaden der rüben -
bauenden Landwirtschaft , der deutschen Zuckerindu -
strie und der gesamten deutschen , einen wichtigen
Exportmarkt einbüßenden deutschen Volkswirtschaft .
Es wird gar nichts anderes übrigbleiben , als An -
bau und Verarbeitung weiter einzuschränken , auch wenn
bei den internationalen Verhandlungen , die weiter fort -
gesetzt werden sollen , für Deutschland eine höhere Quote
herauskommen sollte . Bei der Billigkeit der Rohrzucker -
erzeugung und der scharfen Konkurrenz auch der Rüben -
zuckerländer wird Deutschland in einem freien Wett -
kämpf feinen Export kaum so steigern können , wie es
unter Beibehaltung der bisherigen Anbaufläche notwen -
dig wäre . Allerdings wird auf die außerordentlich gute
Rübenernte diefes Jahres hingewiefen , welche jetzt gro -
ßen Zuckerüberschutz in Deutschland verursachte , und
andererseits auch auf die Notwendigkeit , die Rübenanbau -
fläche so zu bemessen, datz Deutschland auch in schlechten
Ertragsjahren kein Importland für Zucker zu werden
braucht . Die RohrzuckerlänSer wollten in Brüssel den
über 2 Mill . Tonnen betragenden Exportüberschutz Eu ° '
ropas auf die Hälfte beschränken , und zwar vor allem
auf Kosten Deutschlands , auf das zwei Drittel der Kür -
zung der Quote entfallen wären .

Der deutsche durch Verbrauchsabgabe , Zoll und Ab -
machungen künstlich hochgehaltene Zuckerpreis ist
viel höher wie der freie Weltmarktpreis . Die Ex-
portpreise decken nur die Verarbeitüngskosten der Rüben .
Die notwendige Einschränkung der Produktion wird aber
nicht schematisch geschehen dürfen , fo datz die grotzen
rübenbauenden Güter und die Bauernwirtschaften gleich
behandelt werden . Es mutz dabei auch der Tatsache Rech-
nung getragen werden , datz der Rübenbau in den Grotz -
wirtschaften immer weniger rentabel wird und zu den
Bauernwirtschaften abwandert , die nicht so auf Lohn -
arbeiter angewiesen sind und die Rübenblätter und Rü -
benschnitzel für ihre Viehhaltung besser verwerten kön-
nen . Auch unsere badisch - bäuerliche Landwirtschaft müßte
sich gegen eine volkswirtschaftlich schädliche Einschränkung
ihrer Bewegungsfreiheit wenden . * , *

In einer Kundgebung gegen Polengreuel und Polengefalirdes Alldeutschen Verbandes , die in Berlin abgehalten wurde ,wurden die Wahlvorgänge in Polen als eine Probemobil -
machung der neuen Kampfgemeinschaft des „Weißen Adlers "
bezeichnet , der 500 000 sogenannte Aufständische umfasse und
auf dessen Programm der bewaffnete Kampf gegen Deutsch-land stehe, mit dem Ziel , die polnische Grenze bis vor dieTore Berlins vorzurücken . In einer Entschließung wird ver -
langt , datz Deutschland aus dem Völkerbund austrete , wenndieser die deutsche Minderheit in Polen nicht wirksam schütze /datz alle schwebenden Vertragsverhandlungen mit Polen so-fort abgebrochen würden , datz das preutzische Verbot nationaler
Kundgebungen gegen Polen aufgehoben und zur SicherungSchlesiens ein Grenzsch utz aufgestellt werde .

Zwei Estländer , Ahto und Ekonwalter , trafen in Miami(Florida ! in einem Achtmetersegelboot aus der Hauptstadt Est -lands , Reval , das sie am 7 . August verlassen hatten , ein .

Iknapper « egiernngssieg in Frankreich
Sieben Stimmen Mehrheit für Steeg

In der französischen Kammer wurde am Donnerstag eine
Tagesordnung , die der Regierung Steeg das Vertraue » aus -
spricht , mit einer Mehrheit von 7 Stimmen angenommen .Die Regierungserklärung besagte , die Regierung habe den
festen Willen , den Fortschritt und die Verteidigung der Demo -
kratie durch Arbeit und den Frieden zu gewährleisten . Die
Erinnerung an den tragischen Weltkonflikt diktiert der Re -
gierung gegenüber den ehemaligen Frontkämpfern und den
Kriegsopfern Pflichten , die nicht verabsäumt werden . Der
autzenpolitische Friede entspreche den heitzen Wünschen aller
Franzosen . Die Regierung verfolge eine Politik europäischer
Aussöhnung , weil sie in ihrem menschlichen Idealismus die
realistischste aller Arten von Politik sei. Die Regierungs¬
erklärung stellte weiter Matznahmen zum Schutz der Sparer
gegen Spekulationsmanöver in Aussicht .

Vor der Sitzung hatten drei Unterstaatssekretäre ihre De -
Mission gegeben .

*
WTB . Paris . IS . Dez . (Tel .) Zum gestrigen Sieg des Ka -

binetts Steeg in der Kammer schreibt der „ Matin " : Die Ab-
stimmung bedeute einen Wendepunkt in der Geschichte der
gegenwärtigen Legislaturperiode . Gestern habe sich die
Mitte , die zwischen den sich einst im Duell bis aufs Messereinander bekämpfenden Blocks geschwankt habe , gespalten .

„Echo de Paris " nennt die Regierung eine Regierung des
reinen Kartells der Linken , das zwar am Leben ist, aber nie -
mals in normalen Verhältnissen wird existieren können . .La
Republique " schreibt : Die Gegner der Demokratie sehen ihre
Macht in Trümmer liegen . Der 18. Dezember beendet eine
Beunruhigung und schafft neue Hoffnung .

> Die Gehaltskürmng in Italien
WTB . Rom . 19. Dez . (Tel . ) . Im Senat teilte Mussolinimit , datz das Defizit aus 900 Millionen geschätzt werden müsse.Andere Ersparnisse als Beamtengehälter gebe es nicht . Aucheine Einschränkung der Militärausgaben sei im gegenwärtigen

Augenblick nicht möglich , wo alle Mächte stark rüsteten , soviel
sie auch vom Frieden sprächen . Die Gesetzesvorlage über die
Gehaltskürzungen wurde dann vom Senat angenommen .

Ein rnWch -japanischer Konflikt
WTB . Tokio, 19. Dez . (Tel . ) . Der Minister des Nutzeren

hat der Sowjetregierung mitteilen lassen , datz die japanische
Regierung die Schätzung des Zweiggeschäftes der KoreanischenBank in Wladiwostok als unfreundlichen und ungerechtfertigten
Akt ansieht , sich aber bereit erklärt , eine Konferenz zu beschik-
ken, die eine freundschaftliche Regelung der Angelegenheit her «
beizuführen versuchen soll .

In einer Borstanossthnng der Staatspartei
sprach am Mittwoch in Berlin der Parteiführer , Reichsfinanz -
minister Dietrich , über neue Wege zur Bekämpfung der Ar -
beitslofigkeit , die die Reichsregierung jetzt suche. Die Repara -
tionsfrage habe sich so entwickelt , datz sie für die ganze Welt
auf die Dauer nicht zu tragen sei . Der Minister teilte mit ,
datz Deutschland 2,1 Milliarden Gold , England 3, Frankreich9 und die Vereinigten Staaten von Nordamerika noch weit
wehr Gold besätzen . Die internationale Schuldenverrechnung
stelle ein wesentliches Störungsmoment in der Weltwirtschaftdar . Bei Erörterung der innenpolitischen Lage erklärte der
Mimst « , die Partei habe 'die Hauptaufgabe , den Staat zuschützen und zu verteidigen . Radikale Strömungen mutzten
rücksichtslos bekämpft werden .

Beamtenbund und Notverordnung
Der Gesamtvorstand des Deutschen Beamtenbundes hat am

Mittwoch in Berlin zu der durch den Erlatz der Notverordnung
vom 1. Dezember 1930 geschaffenen Lage Stellung genom -
men .

Grundsätzlich wendet sich der Gesamtvorstaiid in Übereinstim¬
mung mit der Stellungnahme des 7. Bundestages erneut ge¬
gen eine Finanzpolitik , die Finanznöte in erheblichem Matze
einseitig durch Kürzung der Beamtengehälter zu beheben . Un -
ter Berufung auf Artikel 134 der Reichsverfassung fordert der
Gesamtvorstand eine Steuer - und Finanzpolitik , durch die alle
Staatsbürger ohne Unterschied ini Verhältnis ihrer Mittel zuallen öffentlichen Lasten herangezogen würden . Besonders sei
zu beanstanden , datz die in der Notverordnung getroffene Re -
gelung die durchaus gebotene Rücksichtnahme auf die geringst -
besoldeten Beamtenschichten vermissen lasse. Die Preisgestal -
tung gerade von Gegenständen des täglichen Bedarfs habe sich
zugunsten der Verbraucher nur unmerklich geändert . Die Ge -
Haltskürzung ab 1 . Februar 1931 bedeute daher eine bedeu -
tende Verschlechterung der Lebenshaltung der Beamten .

Der Gesamtvorstand beauftragt den geschäftsführenden Bor -
stand , alles zu tun , um die Rechtslage zu klären und den-
Reichstag zu veranlassen , die Gehaltskürzung durch Staffelung
sozialer zu gestalten . Daneben sei der Preisbildung besondere
Aufmerksamkeit zu widmen .

Die Besteuerung der Kraftfahrzeuge . Das Reichskabinett
genehmigte am Mittwoch die seinerzeit vom Reichstag ge-
wünschte Denkschrift über die Besteuerung der Kraftfahrzeuge .
Gleichzeitig wurde beschlossen, es grundsätzlich bei der derzci -
tigen Regelung einstweilen zu belassen , jedoch unter Einsü -
gung der in der Denkschrift vorgeschlagenen Änderungen . Ein
entsprechender Gesetzentwurf wird dem Reichsrat zugehen .

Die Reichsregierung kündigt den Angestelltentarif . Zwischendem Reichsfinanzministerium und den Organisationen der
Reichsangestellten fanden am Donnerstag Verhandlungen über
die Kürzung der Gehälter statt , die 6 Prozent wie bei den
Beamten betragen soll. Die Gewerkschaften haben diesen Ge -
Haltsabbau abgelehnt . Das Reichsfinanzministerium hat dar -
auf , auch im Auftrag der Deutschen Reichsbahn - Gesellschaftund der Reichsbank , das Gehaltsabkommen zum 31. Januar1931 gekündigt . Preutzen wird sich diesem Vorgehen anschlie -
ßen .

Der Schiedsspruch im mitteldeutschen Braunkohlenbergbau
ist von den Arbeitgebern angenommen worden . Er sieht die
Beibehaltung der bisherigen Arbeitszeit vor . Die Gewerk -
schasten werden voraussichtlich zu einem ablehnenden Ergebniskomme ^. .

Der Schiedsspruch für die hannoversche Metallindustrie , der
einen 3 )4prozentigen Lohnabbau vorsieht , wurde von der or -
ganisierten Metallarbeiterschaft in geheimer Abstimmung fast
einstimmig abgelehnt .

Di « Besserung im Befinden Poinearts hält an .
Mussolini über die Pfennigrechnung . Vor dem italienischenSenat hob Mussolini hervor , daß in Deutschland der Wertdes Pfennigs genau in Rechnung gestellt werde . Das sei ein

Werk moralischer Sanierung , das mit dem der wirtschaftlichen
Hand in Hand gehe. Reichskanzler Or. Brüning suche mit
heroischen Mitteln , die Sanierung des Staatshaushalts durch -
zuführen .

Ans den Tündern
Abgelehnte Mißtrauensvoten in Preußen

WTB . Berlin . 19. Dez . (Tel . ) Im Preußischen Landta »wurde heute der Mißtrauensantrag der Deutschnationalen gegen Ministerpräsident Braun und Innenminister Severmg mi>224 Stimmen der Regierungsparteien gegen 182 Stimmender Opposition bei 2 Stimmenthaltungen abgelehnt .
*

Innenminister Dr. Severing gab am Donnerstag im Preu¬ßischen Landtag im Verlauf der Etatsberatungen die Gründean , aus denen er sich nicht an der Aussprache über den erstengegen ihn gerichteten Mitzlraüensantrag beteiligt habe . Ersei ein Anhänger des parlamentarischen Systems , und darumwende er sich gegen das Zerrbild des Parlamentarismus , dasin der Häufung von Mihtrauensanträgen liege . Die Ministersollten es grundsätzlich ablehnen , solchen Verzerrungen desParlamentarismus noch eine besondere Folie durch ihre red -nerische Beteiligung zu geben .
Zum Mitztrauensantrag selbst , der damit begründet wird ,daß Severing sich lobend über die amerikanische Fassung desRemarque - Filmes ausgesprochen habe, erklärt dieser , daß ersich über die Vorsührung des Filmes „Im Westen nichtsNeues "

überhaupt nicht geäutzert habe . Es sei nicht wahr ,datz die Vorführung des Filmes sofort tie Empörung dernationalgesinnten Kreise hervorgerufen habe . Erst bei derdritten Vorführung zeigte sich diese , die aber nicht natürlichgewesen sein könne .

Minister und Landtagsdiäten . Im Württembergischen Land»tag wurde am Dienstag als Ergänzung zyr Herabsetzung derLandtagsdiäten ein Antrag der Christlich -Sozialen und derVolksrechtspartei angenommen , wonach Abgeordnete , die Mi »nister sind, keine Diäten erhalten sollen . Für den Antrag■ stimmten die Deutschnationalen , der Bauernound , die Sozial »demokraten und die Kommunisten . Der Beschlutz mutzte aberim Verlaufe der gleichen Sitzung wieder aufgehoben werden ,da sich herausgestellt hat , datz er der württembergischen Ver -fassung widerspricht . Die Wiederaufhebung wurde mit 30 ge-gen 38 Stimmen beschlossen. Der Landtag vertagte sich bisEnde Januar .

Das Abstimmungsergebnis in den Berliner Großbankenist , wie aus Berlin berichtet wird , die nahezu einstimmige Bil »ligung der Ablehnung des Schiedsspruches durch die Organi »fationen der Angestellten Auch für etwa notwendig werdendeKampfmatznahmen habe sich, wie versichert wird , die satzungs «gemätz vorgeschriebene Mehrheit der Belegschaften in allenBetrieben ausgesprochen .' Es wird von dem Ergebnis der amheutigen Freitag stattfindenden Nachverhandlungen abhängen ,inwieweit die Organisationen der Bankangestellten zu Kampf »matznahmen schreiten .
Abg . Tunkel aus Polen abgeschoben. Zu der Verhaftungdes preußischen kommunistischen Landtagsabgeordneten Tunketin Königshütte , wird mitgeteilt , datz Tunkel bereits über dieGrenze nach Deutschland abgeschoben worden ist.
Ergebnislose Lohnverhandlungen im sächsischen Bergbau .Die sür den 17. Dezember in Zwickau anberaumten Lohnver -Handlungen sind ergebnislos verlaufen . Die Arbeitgeber ver -langen wie im Ruhrgebiet eine Kürzung der Löhne um123* Proz .

T <ell

Radierer Landtag
7. Sitznng .

DZ . Karlsruhe , 18. Dez . 1930.Das Anisormv erbot gegen die Nationalsozialisten
In der Nachmittagssitzung begründet zunächst
Abg . Or . Mattes (D . Vp . ) den Antrag seiner Fraktion aufAnnahme einer Entschließung , die ein
Uniformverbot für alle Parteien nnd politischen Verbände

für wünschenswert hält . Der Antrag entspringe einer tief »ernsten Sorge für die Zukunft unseres Voltes . Die innereZerrissenheit sei dessen grötzter Feind . Zu ihr trage geradedie militärische Organisierung politischer Verbände vei . j Da ?durch komme das staatliche Leben auf Abwege , die Politik ver -lasse den Boden des geistigen Ringens . Wir sind der Auf -fassung , datz die uniformierten Verbände für Deutschlandschädlich und unnütz sind . Verbände , die die nationale Er -innerung pflegen , dürfen nicht parteipolitisch einseitig auf -gezogen werden .
Der Redner wendet sich dann der Rede des Abg . Wagnerzu und sagt : Er hat der Deutschen Volkspartei die nationaleGesinnung abgesprochen . Diese ist uns so teuer wie irgendjemand . Dafür garantieren die Namen des Generals vonSeeckt und des Siegers von Skagerrak , die sich in unserenReihen befinden , mehr als die Ausführungen jugendlicherWortführer (Allgemeine Zustimmung ) . Wir sind nicht soborniert und anmatzend , die nationale Gesinnung anderer inZweifel zu ziehen . Wollte ich dem Abg . Wagner antworten ,so mützte ich mich Ausdrücke bedienen , die parlamentarischnicht gebräuchlich und erst durch die Nationalsozialisten ein -

geführt worden sind (Erneut allgemeine Zustimmung ) . ,Abg . Büning (Komm . ) begründet den Antrag auf Aufhebungdes sog. kleinen Belagerungszustandes , der sich einseitig gegendie Kommunisten richte . Er fordert weiter , daß das Verbotdes Rotfrontkämpferbundes aufgehoben werde .
Abg . Or. Wolshard (D . Dem . P .) stellt als Berichterstatternamens des Ausschusses den Antrag , die kommunistischen An -

träge abzulehnen .
In der Aussprache

nimmt als erster Parteiredner der
Abg . Reinbold für die Sozialdemokraten das Wort . Er

rechtfertigt das Reichsbanner mit den Verhältnissen zur Zeitseiner Gründung . Nationalsozialisten und Kommunisten gin -
ge» bewußt gegen die republikanische Staatsverfassung vor .Da dürfe man das Recht zur Selbstverteidigung den anderen ,die auf dem Boden der Republik stehen , nicht abstreiten . „ Auf
feiten der Nationalsozialisten "

, so führt der Redner in einer
scharfen Polemik aus . „sehe man eine Phraseologie und wech-
selbare Gesinnung , wie sie stärker nicht festgestellt werden
könne .

"
(Der Präsident droht den Abgeordneten der Nationalsozia -

listischen Fraktion mit der Anwendung des § 77 GeschO . , wenn
sie nicht aufhörten , den Redner zu stören . )

Das Demonstrationsverbot des Ministers war notwendig ,
um dem Terror zu begegnen . Das Reichsbanner werde in
dem Moment gegenstandslos sein , wenn die verfasfungsmäßi -
gen Grundlagen des Staates nicht mehr bedroht seien .

Abg . Kühn erklärt für die Zentrumsfraktion , daß sie mit ■
dem Borgehen des Ministers einverstanden sei und der Re -
gierung Vertrauen und Anerkennung ausspreche . Die Ver -
böte können erst aufgehoben werden , wenn die politische Lage
beruhigt , die Gegensätze gemildert seien . Wären alle Ratio -



nalsozialisten so maßvoll wie es Abg . von Marschall
'

im Aus -
schütz war , so ließe das Zentrum mit sich reden. Aber heute
habe es anders geklungen. Die Ratwnalsozialisten betrieben
eine matzlose politische Verhetzung unter der Jugend . Das,man eine Regierung des Perfassungsbruches bezichtigt , sei ein
Skandal , .̂er Redner findet , daß die Regierung sehr langemit dem Verbot gewartet habe . Die deutschen Regierungenhätten gegenüber den Umsturzverbänden zu viel Toleranz ge-
zeigt. Der überwiegende Teil des deutschen Volkes wolle
seine Ruhe haben. Die fortwährenden Schlägereien radikaler
Elemente seien mit der nationalen Ehre nicht in Einklang
zu bringen . Die Polizei dürfe nicht über Gebühr in An-
spruch genommen und der Straßenverkehr nicht ständig ge-
stört werden. Die Allgemeinheit hätte letzten Endes die
Kosten zu tragen . Die Verbote entsprächen der Staatsklug -
keit und Staatsautorität . Beweise , datz die Regierung ein-
seitig und ungerecht vorgegangen sei, seien nicht beizubringen .
Auch das Zentrum würde den Tag begrüßen , an dem die
uniformierten Verbände verschwinden .

Abg . Di. Schmitthenner (D. Natl . ) wendet sich mit grotzer
Schärse gegen verschiedene Auslassungen des sozialdemokra-
tischen Redners . Dem nationalsozialistischen Antrage stimm-
ten die Deutschnationalen zu . Das Uniformverbot sei unge-
recht und einseitig. Solange die Mitte und die Linke nicht
die nationalen Forderungen der Rechten in ihr Programm
aufnähmen , könne von einer Politik des Ausgleichs nicht die
Rede sein . Die Deutschnationalen würden sich mit aller Eni -
schiedenheit dagegen stemmen, datz das feldgraue Ehrenkleid
von der Stratze verschwindet . Der volksparteiliche Antrag sei
abzulehnen , da er Verbände wie den Stahlhelm treffe , die
durch ihr Auftreten in Uniform niemals ordnungswidrige Zu-
stände verursacht hätten . (Während dieser Rede herrscht im
Hause zeitweise grotze Unruhe .)

Abg. Schmidt-Bretten (Wirtsch . u . Bauernp . ) stellt sich in
seinen polemischen Ausführungen gegen die Sozialdemokraten
im wesentlichen auf den Boden des Vorredners . '

Abg . Bock (Komm . P . ) unterstützt die Darlegungen des Abg .
Böning und kommt auf Vorkommnisse aus dem Reichstags-
Wahlkampf zu sprechen , die bewiesen, d-rtz man „Terror -
Politik " gegen die Kommunisten treibe.

Abg . Dr. Person (Zentr . ) .weist Angriffe des Abg . Böning
auf den Singener Bürgermeister Dr. Kaufmann zurück . (Bei
Erörterung der angezogenen Vorfälle macht der kommunistische
Abg . Klausmann erregte Zwischenrufe. Er wird dreimal zur
Ordnung gerufen und von der Sitzung ausgeschlossen .)

Der Präsident gibt den Eingang einer Förmlichen Anfrage
der Abg . Bauer u . Gen. bekannt, worin gesagt wird , datz in
der kürzlich erschienenen Broschüre des Ministers Dr. Remmele
„Novemberverbrecher" , Schriftstücke usw . enthalten seien , die
nur aus den Dienstakien des Ministeriums stammen können.
Die Regierung wird um ihre Stellungnahme gefragt .

In Fortsetzung der Aussprache führt
Abg . Deutsch (Ev . Volksd . ) aus , durch Gewaltmatznahmen

werde man die nationale Bewegung nicht unterkriegen . Sie
werde wachsen , bis sie zur Macht komme .

Abg . Dr. Wolfhard (D . Dem. P . ) hätte vom Vorredner als
evangelischem Geistlichen erwartet , datz er etwas von der
Achtung vor der Obrigkeit und vom Gebot der Liebe und
Verstehens gesprochen hätte . Man könne dem Staat das Recht
der Notwehr nicht verwehren. Es sei richtig, datz das Reichs-
banner nicht Selbstzweck sei. Auch er, der Redner , wäre glück -
lich, wenn alle Verbände von der Bildfläche verschwinden wür -
den.

Präsident Duffnet bemerkt dem Vorredner , datz es bisher
nicht üblich gewesen sei - den Beruf eines Abgeordneten in die
Debatte zu ziehen.

Nach kurzen Bemerkungen der Abg . Maier -Heidelberg
(Sozdem.) und Schmidt-Bretten (Wirtsch . u . Bauernp . ) nimmt
noch

Staatspräsident Wittemann
das Wort . Er erklärt , der Geist , der aus den Reden der
Verbotsgegner gesprochen hat, ist nicht so, datz es den Mini -
ster veranlassen könnte , eine andere Haltung einzunehmen.
Wir haben immer noch die demokratische Republik, deren Ver-
fassung der Minister schützen mutz , und er hat auch für Ruhe
und Ordnung zu sorgen. Ich war nicht berechtigt, gegen an -
bete Verbände vorzugehen, wenn kein Grund dazu vorlag.
Jene haben auch ihr Versprechen gehalten , datz sie keinen
uniformierten Anhänger auf die Stratze schicken . Das Verbot
ist keineswegs einseitig; es bestand schon vorher gegen den
Rotfrontkämpferbund . Es wird sofort aufgehoben, wenn die
Verhältnisse es gestatten, d . h . wenn für die Aufrechterhal-
tung der Ordnung alle Garantien gegeben find. Der Mini -
ster , der mit sich spielen lietze durch Umgehnngsverfuche des
Verbots , wie sie die Nationalsozialisten beabsichtigten, wäre
nicht am Platze (Beifall bei der Mehrheit ).

An sich würde ich nie ein allgemeines Verbot des Uniform -
tragens begrützen; doch das ist Sache des Reiches . Auch das
Demonstration »verbot mutz vorerst aufrechterhatten bleiben
(Erneuter Beifall ) .

Abg . Dr. Baumgartner (Zentr . ) erklärt, datz seine Fraktion
dem volksparteilichen Antrage zustimme, da er ein Ziel auf -
zeige . Es müsse zu gegebener Zeit ein allgemeines Reichs -
gesetz erlassen werden.

Damit ist die Rednerliste erschöpft . Die Berichterstatter
Trinks und Dr. Wolfhard verzichten auf das Schlußwort .

Abg . Wagner (Nat .-Soz . ) meint als Antragsteller im Schlutz -
wort , datz die Beweise dafür fehlten, datz die Nationalfoziali -
stische Deutsche Arbeiterpartei jemals die öffentliche Ordnung
gefährdet hätte. Die Nationalsozialisten dächten nicht daran ,
die Dummheit zu begehen , gegen den Staat mit Gewalt vor-
zugehen. Die Verfassung sei auch für die Nationalsozialistische
Deutsche Arbeiterpartei der Weg zu Erreichung ihrer Ziele.
Der Tag werde kommen , an dem das „Machwerk von Wei-
mar " verschwindet . (Ordnungsruf des Präsidenten . Im
Hause entsteht ungeheurer Lärm . Es kommen Rufe „Uner-
hört"

, „Raus ", „Was verstehen Sie von der Verfassuna ? "
usw . Grotze Glocke des Präsidenten . Zahlreiche Abaeord.
uete machen Miene , den Saal zu verlassen. — Abg . Wagner
zieht sich einen zweiten und dritten Ordnungsruf zu . Der
Lärm hält an , bis der Präsident dem Abg. Wagner das Wort
entzieht und ihn unter lebhaftem Beifall der Mehrheit ans
dem Saal verweist .

Nach dem Schlutzwort des kommunistischen Abg . BSning er-
klärt Abg . Maier , die Sozialdemokraten würden sich gegen-
über dem volksoarteilichen Antrage der Stimme enthalten .

Die Abstimmungen
Dem Antrag des Ausschusses aus Ablehnung bes national¬

sozialistischen Antrax ' s (das Uniformverbot gegen die Natio -
nalsozialisten und ebenso den sog. .Meinen Belagerungszu -
stand" — Verbot öffentlicher Umzüge und Versammlungen
unter freiem Himmel — aufzuheben) wird mit grotzer Mehr -
heit ( gegen Deutschuationale, Nationalsozialisten und Ev.
Volksdienst bei Enthaltung der Deutschen Volkspartei und der
Wirtsch . u . Bauernp . ) zugestimmt.

Annahme findet ferner die volksparteiliche Entschließung
(Uniformverbot für alle Parteien und politischen Verbände )
gegen Nationalsozialisten, Deutschnationale und Kommunisten
bei Enthaltung der Staatspartei und der Sozialdemokratie .

Abgelehnt werden die kommunistischen Antrüge (Aushebung
des Verbots des Roten Frontkämpserbundes) gegen die An-
tragsteller , (Aushebung des Belagerungszustandes ) gegen
Kommunisten und Nationalsozialisten, bei Enthaltung der
Deutschnationalen.

Gegen 9K Uhr abends vertagt sich das Haus aus Freitag
-vorm. 9 Uhr.

*
(8 . Sitzung)

DZ . Karlsruhe , 19. Dez. 1930 .
In 0er heutigen Vormittagssitzung berichtete zunächst Abg .

Schill (Zentr . ) namens des Haushaltsausschusses über die Mit -
teilung des Innenministers betr.

Bekämpfung der Rindertuberkulose
Sein Antrag geht dahin, der Landtag wolle

1 . den im Staatsvoranschlag für die Jahre 1939/31 , Haupt -
abteilung III , Ausgabekapitel 4 , Titel 16 b zur Be-
kämpsung der Viehseuchen vorgesehenen Betrag für über -
schreitbar erklären;

2. diese llberschreitbarkeit befristen bis zum Ablauf des Bor -
anschiagsjahres auf 31 . März 1931 ;

3 . die Regierung ersuchen , zu prüsen, ob durch eine nur
einmalige Untersuchung der Tierbestände und durch ge-
eignete Matznahmen in der Handhabung des freiwilligen
Tuberkulofetilgungsverfahrens die Staatskafse entlastet
werden kann.

Staatspräsident und Innenminister Wittemann
unterstreicht die Bedeutung des Tuberkulosetilgungsversahrens
nicht nur im Interesse des heimischenViehstands , sondern sür das
gesamte Volkswohl . Die Inanspruchnahme des Verfahrens
weise einen erfreulichen Zugang auf . Die Staatshilfe in die -
ser Frage sei unbedingt geboten , um das Werk nicht zu zer-
schlagen . Es zeigten sich allerdings auch hier die finanziellen
Schwierigkeiten, so datz man unter Umständen den vom Aus-
schütz vorgeschlagenen Weg werde beschreiten müssen .Dem Antrag wird einmütig zugestimmt.

Auf der Tagesordnung stehen sodann einige
Interpellationen .

Abg . Dr. Schmitthenner (T>. Natl . ) begründet eine Förmliche
Anfrage wegen

Literarische ikeuerscdeinungen
Henry Ford : Und trotzdem vorwärts ! Einzige autorisierte

Ausgabe. Deutsch von Curt Thesing. Geheftet 6 Ml , Leinen
10 Mi . (Paul List Verlag, Leipzig. ) — Das neue Werk von
Henry Ford ist über alles wichtig , der Zeitpunkt von schicksal -
haster Bedeutung, trifft es uns doch in einer nicht minder tri -
tischen Situation an , als vor sieben Jahren der erste, berühmt
gewordene Band „Mein Leben und Werk" . Wie damals trägt
auch dies Lehrbuch seiner Erfahrungen aus jüngster Zeit —
eines gigantischen Kampfes gegen Konkurrenz und Weltdepres-
sion, Bank- und Börsenübermacht — alle Voraussetzungen in
sich, datz es eine Mission erfüllen wird . Ford kann zum ersten
Male gerecht zwischen Amerika und Europa abwägen und oer-
gleichen , da auch Amerika in einer schweren Wirtschaftskrise
steht. Somit wird und muh das neue Buch mehr noch als
sein früheres eine ungeahnte Wirkung auf die europäische
Öffentlichkeit ausüben . Es verkündet hier die Gesetze einer
kommenden Wirtschaftsordnung, die sich seiner Meinung nach
nicht aufhalten lassen wird. Kein verantwortungsbewutzter
Unternehmer , kein durch die Not erschütterter Angestellter und
Arbeiter kann an diesen Ausführungen eines Mannes vorüber -
gehen , dessen Name zu einem Programm geworden ist.

Carl Maria von Weber. Eine Biographie von Dr. I u l i u s
Kapp . 328 Seiten mit 80 Bildern auf Kunstdruckpapier,
Preis : Ganzleinen geb. 12,50 Xtl . Max Hesses Verlag . Berlin -
Schöneberg. — Unter den Heroen deutscher Tonkunst ,st heute
wohl keiner zeitgemäßer als Carl Maria von Weber, dem
man mit Fug und Recht den stolzen Beinamen „Der Deutsche"
verliehen hat . Kapps Buch gleicht einem spannenden Roman .
Noch niemand hat so die Lebensschicksale Webers und seiner
Werke nachzuzeichnen vernkocht. Zahlreiche, zum Teil erst -
malig veröffentlichte Bilder beleuchten Streben und Ringen
des Menschen und Künstlers Weber. Diese jetzt notwendig
gewordene Neuauflage ist vollständig überarbeitet und durch
inzwischen zutage gefördertes neues Material so erweitert , daß
sie wohl auf lange Zeit hinaus als die Weber-Biographie gel-
ten kann. Dr. —i—

Ein neues Buch von Will Scheller. Wie uns der Heimat -
schollen-Verlag A . Bernecker . Melsungen , mitteilt , erscheint zu
Weihnachten ein neues Werk unseres Mitarbeiters Will
S ch e l l e r , der darin unter dem Titel „Hessisches

Tagebuch " eine größere Anzahl heimatlicher Erlebnisse nie-
dergeschrieben und mit Abbildungen versehen hat . Die Eigen -
art des Buches liegt in der Verbindung eines ausgesprochen
dichterischen Empfindens mit der unmittelbaren Erfahrung
heimatlicher Wirklichkeit , der besondere Reiz in der Weise , wie
diese Verbindung sprachliche Form annimmt . Wir werden nach
Erscheinen des Buches , das bei Vorausbestellung bis zum16. Dezember gebunden 3,40 Mi kostet, noch einmal darauf
zu sprechen kommen .

Christian Klucker : Erinnerungen eines Bergführers . Her -
ausgegeben und mit einem Lebensbild versehen von Dr. Ernst
Jenny . Mit 32 Bildern und 308 Seiten . Leinen 7 .60 JM .
Eugen Rentsch Verlag, Erlenbach-Zürich und Leipzig. — Es
ist wohl das erstemal, datz ein Bergführer in diesem Ausmaßdas Wort ergreift . Bisher sprachen fast ausschlietzlich nur die
von ihnen Geführten . Nun redet einmal ein Führer von Welt -
ruf über seine Taten im Dauphins . Montblanc . Wallis . Ber -
ner Oberland . Graubünden , Tirol und Kanada . Klucker bat
über 3000 Gipfel betreten und »st viele der schwersten Wege
zum ersten Male gegangen. Freimütig und ohne Furcht, mit
schlichtem Stolz erzählt er sein Leben , in welchem Licht und
Schatten fich die Wage hielten. 32 wundervolle, geschickt und
glücklich ausgewählte Bilder schmücken dieses Bergführerbuch,das auch derjenige, der nicht passionierter Alpinist ist, mit
Spannung und Genutz lesen wird.

W . Seb . Schmerl: Kaspar fieberet, bet Schul, (C . H . Beck.München). — Ein köstlicher Roman in kernhafter Sprache aus
der Reformationszeit , ausgezeichnet durch prächtige Darstel -
lung des Milieus eines Dorfs in der Maingegend, charakteri-sierende Betonung einzelner typischer Figuren ; dabei voll
Spannung , jedoch entfernt von allem theatralischen Effektund von Sentimentalität . Dadurch, datz die Unterhaltungder einfachen Bauersleute im Dialekt geschrieben ist, bekommt
das Ganze eine Wirklichkeits - und Lebensnähe , die ergreist ,
ebenso wie die Geschichte des braven Schulzen, der durch Bos»
heit seines Gegners zum Verbrecher gestempelt und hinge-
richtet wird ; aber wir wollen nicht zuviel verraten , damit der
Leser nicht um seine Spannung kommt. Das beste Zeichen
für das Buch : daß es in zweiter Auflage erschienen ist ; und
so möge es in seiner neuen Gestalt viele Leser, besonders aus
der Jugend , erfreuen . D .

unzulässiger Beschäftigung staatlicyer Beamten
mit Privatbauaufträgen

Ein staatlicher Baubeamter m Konstanz soll in den letztenBahren Bauaufträge in ganz erheblichem Umfang, und zwarohne Genehmigung des Finanzministeriums , ausgeführthaben und sür diese schwere Verletzung seiner Pflichten nurmit einem Verweis und einer lächerlich geringfügigen Geld-
strafe belegt worden sein . Es wird gesragt. was die Regie-
rung zu tun gedenke , „um dem verletzten Rechtsgesühl Ge- !
nüge zu tun , die drohende Korrumpierung dieses Teils des
Beamtentums für die Zukunft zu verhindern und der freien
Architektenschaft sowi - dem schwer ringenden Unternehmer-tum ihr Recht auf Arbeit und Verdienst zu sichern.

"
Regierungsseitig wird daraus geantwortet datz die gegenden betr . Beamten erhobene Beschuldigung bei weitem nichtden behaupteten Umfang erreicht . Es handle sich um die An-

fertigung von Plänen sür einfache Landbauten . Der dadurch
erzielte Nebenverdienst betrage seit 192S etwa 800 'Ml . Im
übrigen sei der beschuldigte Beamte von allen Zeugen als
korrekter, anständiger und tüchtiger Mensch bezeichnet wor-
den. der sich in seiner dienstlichen Führung stets einwand,
frei benommen hat . Deshalb wurde von einer schweren Be -
strafung im dienstpolizeilichen Wege abgesehen , der be-
treffende Beamte aber darauf aufmerksam gemacht , daßer bei weiterer privater Tätigkeit Strafversetzung, evtl . Dienst-
entlassung zu vergegenwärtigen habe .

Abg . Honikel (Zentr . ) ist der Meinung , datz die Anfragedes Abg . Dr. Schmitthenner etwas tendenziös aufgezogen sei.Er bedauert , daß man gerade einen mittleren Beamten heran -
gezogen hat . Es gebe Hochschulprofessoren , die die private
Tätigkeit zur Haupttätigkeit gemacht hätten. Und worunter
der freie Wettbewerb am meisten leide , das seien die Doppel-
Verdiener aus dem Kreise der Ruhestandsbeamten . — Die Abg.
Fischer-Konstanz (Dem . ) und Maier -Heidelberg (Sozdem. )bekunden ihr Mitzfallen, datz man diese Sache hier zur Sprachebrachte.

Abg . Hermann (Wirtsch . u . Bauernp . ) ist der Ansicht, daßdie Matznahmen der Regierung hinsichtlich des KonstanzerBeamten genügen . Sie genügten aber nicht, um die vielen
Klagen grundsätzlich abzustellen. Es gebe weit krassere Fälle
gerade auf dem Baugebiet , wo es nach dem Rechten zu sehen
gelte. Auch die pensionierten Beamten sollten sich vom pri-
vaten Wettbewerb fernhalten .

Abg . Lechleiter (Komm. ) kritisiert die Gehaltspolitik.
Abg. Bauer (D . Vp .) setzt sich dafür ein, datz in der heu -

tigen schweren Zeit Doppelverdiener grundsätzlich möglichstvermieden werden sollen . Auf den Offizierspensionen sollte
man nicht immer herumreiten . Es handle sich dabei um
Leute , die ein Menschenalter gedient haben. Nach oben seien
die Pensionen allerdings zu hoch . Die Hochschulprofessoren
dürften nicht mit dem gleichen Matzstab gemessen werden wie
die anderen Beamten . Sie ständen in der Technik und müß-
ten in Fühlung mit der Privatwirtschaft bleiben .

Abg . Köhler (Nat . -Soz . ) sieht den Sinn der Förmlichen
Anfrage darin , datz die Regierung in Zukunft bei Schädigun-
gen der Privatarchitekten energischer zugreifen soll. Dahin-
ter stellten sich auch die Nationalsozialisten.

Abg. Hofheinz (D . Dem.P . ) betont den grundsätzlichen
Standpunkt , datz sich die Beamten von jeder Betätigung in der
Privatwirtschaft fernzuhalten haben. Er verweist auf die be-
amtenrechtlichen Bestimmungen . Der wissenschaftlichen Gut -
achtertätigkeit könne man nicht entbehren. Der Redner ist
gleichfalls gegen die Doppelverdiener.

Abg . Frau Richter (D . Natl . ) stellt fest, datz es den Jnter -
Pellanten lediglich auf die prinzipielle Seite ankam .

Ministerialdirektor Dr. Sammet führt aus : Ich mutz den
Gebrauch des Wortes „Korrumpierung " im Zusammenhangmit der 120 Köpfe zählenden Baubeamtenschaft schärfstens zu -
rückweifen. Seit 1926 sind dem Ministerium nenn Beschwerde-
fälle bekannt geworden, von denen nur zwei begründet waren.
Wir haben den Beamten fogar die Benützung von Autos der
Unternehmer verboten und sehen aufs strengste darauf , daß
auch nicht der leiseste Verdacht einer Begünstigung entstehen
kann.

Dr. Schmitthenner (D . Natl . ) meint im Schlutzwort»
die Korrumpierung würde drohen , wenn die Negierung in
Zukunft so gelinde verfahre . Man habe in die Debatte alle
möglichen Dinge hereingezogen, die nichts mit der Sache zu
tun haben (Lebhafte Zurufe ).

Darauf wird mit allen gegen 14 Stimmen (Wirtsch . und
Bauernpartei , Nationalsozialisten und Deutschnationale) bei
Stimmenthaltung der vier Kommunisten folgender Antrag
Maier -Heidelberg (Sozdem ) angenommen:

„Der Landtag billigt die Matznahmen der Negierung
und lehnt weitere Anträge ab .

"

Nach einem heftigen Zusammenstotz zwischen den Abg.
Honikel (Zentr . ) und Dr. Schmitthenner (D . Natl. ) im Nah¬
men persönlicher Bemerkungen, wird ein Antrag des letzteren
auf Wiederaufnahme der Debatte abgelehnt.

Es folgt die Begründung der Förmlichen Anfrage der Na«
tionalfozialisten über das

Richtfest beim Neubau der Heidelberger
Universität

durch den Abg . Kraft . Es wird darüber Beschwerde geführt,
daß das Ministerium für Kultus und Unterricht habe veMn -
dern wollen, daß Arbeiter und Studenten gemeinsam das
Richtfest der Heidelberger Neuen Universität feiern, daß man
ferner der Asta die Beiträge gesperrt und de » Arbeitern
einen Betrag von 5 Ml angeboten habe , sosern sie der ge-
meinschaftlichen Veranstaltung fernbleiben. Die Hintergründe
des Ministers Dr. Remmele, so heitzt es in der Interpellation ,
seien offensichtlich politischer Natur .

Abg. Rückert (Sozdem . ) begründet eine Förmliche Anfrage
seiner Partei über

„Skandalöse Vorgänge an der Heidelberger
Universität"

Die Astawahlen in Heidelberg hätten eine Mehrheit von Na-
tionalfozialisten und Grotzdeutschen gebracht . Die Kluft durch
die nationalsozialistische Studentenschaft werde immer grö-
tzer . Die Leute vergätzen, von wem ihr Studium bezahlt
wird . Dazu trügen alle Volkskreise bei , auch die notleidendem
Arbeiter und Bauern . Kein anderes Land bringe so grotze
Opfer für die Hochschulen wie Baden. Und das unter dem
demokratischen System . Die Mehrheit des Asta habe eine merk -
würdige Auffassung von akademischer Freiheit. Für die Ver-
gebung der Stellen sei nicht die Fähigkeit, sondern das natio-
nalfozialistifche Parteibuch maßgebend gewesen (Widerspruch
der Nationalsozialisten ) . Eine Besprechung des Haushalts -
planes des Asta habe man in brutalster Weise verhindert und
die Gelder nach Gutdünken verteilt . Das Kleinkaliberschießen
schien danach wichtiger als die sozialen Ausgaben, die man
gekürzt habe. Der Redner bittet die Regierung schließlich um
Auskunft , ob und inwieweit es möglich sei , an den Millionen-
ausgaben für die Hochschulen Einsparungen zu machen.

(Fortsetzung des Berichts in nächster Nummer)



Preisabbau in Vaden
Der beim Bad . Statistischen Landesamt eingerichtete Preis -

Prüfungsausschuß und die ihm angegliederten Unterausschüsse
für Handel . Handwerk und öffentliche Betriebe haben in den
letzten Tagen 5 Sitzungen abgehalten , in denen die Preis -
bi .dung der wichtigsten Bedarfsartikel eingehend besprochen
wurde . Hierbei konnte mit Genugtuung festgestellt werden , daß
sich die Landeszentrale des badischen Einzelhandels sowie die
Handwerks - und Handelskammern in letzter Zeit bei ihren
Organisationen und Mitgliedern mit Nachdruck und sichtbarem
Erfolg für den Preisabbau eingesetzt haben und auch weiter -
hui bestrebt sind, Preisherabsetzungen , soweit etwa solche noch
nicht erfolgt find und möglich erscheinen, mit allen Mitteln
durchzusetzen.

Die Brotvreise sind durchweg überall herabgesetzt; bei den
Fletsch- und Wurstpreisen sind, zum mindesten in den Städten
und den größeren Gemeinden , Ermäßigungen von 10 bis
20 Reichspfennig für das Pfund im Durchschnitt eingetreten .

Ebenso hat der Einzelhandel bei den sonstigen Lebensmitteln ,
Textilwaren . Schuhwaren , Haushaltungs - und Küchengeräten ,
Porzellan usw . Preisermäßigungen gewährt .

Der «eue Freiburger Rektor
DZ . Freiburg , 19. Dez . (Tel .) Das Plenum der Univer -

fität Freiburg hat vr . Heinrich Weber , ordentl . Professor der
Forstwissenschaft , zum Rektor für 1931/32 gewählt . Der künf-
tige Rektor tritt sein neues Amt am 1 . April 1931 an . Er ist1868 in Londorf (Hessen) geboren . 1904 wurde er außerordent -
licher Professor an der Universität Gießen , wo 1919 seine Er -
nennung zum ordentlichen Professor erfolgte . Am 1 . Oktober
1929 folgte er einem Rufe an die Universität Freiburg .

Die zollfreie Straße Weil a. Rhein -Lörrach
Die Baufluchten für die zollfreie Straße Weil a . Rh .— Lörrach, die wichtigste Voraussetzung für den Ausbau eines

Rheinumschlagsplatzes in Weil a . Rh . stehen nunmehr bor
ihrer Vollendung . Das Wasser- und Straßenbauamt Lörrach,das seit mehreren Jahren mit den Planbearbeitungen beschäf-tigt ist, wird diese sofort nach Karlsruhe an die Wasser- und
Straßenbaudirektion weiterleiten . Ein Teil der Mittel fürdiese Straße , die zum Wichtigsten gehört , was an der Süd -
westecke geschehen muß , soll nach einer Mitteilung des badi -
schen Finanzministeriums an die Handelskammer Schopfheimaus dem Westhilfefonds aufgebracht werden .Da andere Städte aus diesem Westhilfefonds für die der-
schiedensten Zwecke schon bedacht wurden , so z. B . Freiburgt. Br , mit einem nennenswerten Betrag für den Bau einesStadions , so wäre es sehr zu begrüßen , wenn die Gebietean der Südwestecke, die bisher leer ausgingen und deren In -
dustrie gerade durch diese zollfreie Straße eine wesentlicheHilfe iy ihrem Existenzkampf erhält , möglichst bald dieservom Reich für das Grenzland vorgesehenen Beihilfe teilhaftigwerden . Nicht nur die Textilindustrie , sondern auch die Ma -
Jhinen

- und die chemische Industrie drängen auf eine Ver -
illigung der Frachten gerade für die Massengüter .

Der Novembersturm und die Holzdiebe i« Baden
Der gewaltige Sturm in der Nacht vom 22 . auf den 23 . No¬vember hat besonders in Süddeutschland und der Schweiz Ver -

Leerungen angerichtet . In Baden verteilt sich der Schaden
erfreulicherweise mehr oder weniger gleichmäßig über das
ganze Land . Besonders betroffen wurden einzelne Teile der
Bodenseegegend , der Baar , des südlichen und nördlichenSchwarzwaldes , der Umgegend von Pforzheim , Karsruhe und
Bruchsal . Ein glücklicher Umstand ist es , daß der Schaden vordem eigentlichen Beginn der Winterfällung eingetreten ist, so

daß es möglich wird , im allgemeinen den Holzanfall durch
Umstellung der Hiebabsichten auszugleichen . Die Forstver -
waltungen haben Maßnahmen getroffen , um eine ungünstige
Auswirkung auf den Holzmarkt zu verhindern . Der gewalt¬
same Anfall wird an den normalen Hieben eingespart werden .Anderslautende Nachrichten müssen als unrichtig bezeichnetwerden .

Die VerbMtgung oer Postgebühren
Wie gemeldet , trägt sich der Verwaltungsrat der Reichspostim Zusammenhang mit der Preissenkungsaktion der Regie -

rung mit dem Gedanken , die Gebühren im Post - und Tele -
graphenverkehr zu ermäßigen . Der Arbeitsausschuß des
Reichspostministeriums hat sich am Donnerstag bereits miteiner entsprechenden Vorlage des Ministeriums über die
Senkung verschiedener Gebühren beschäftigt . Er will die Be -
ratungen heute fortführen . Es ist anzunehmen , daß die Vor -
schlüge des Ministers angenommen werden , die im einzelnenmit Wirkung vom 1. März 1931 folgende Bewilligungen vor¬
sehen :

Im Drucksachenverkehr soll die Mindestgebühr von 5 auf4 Jttf herabgesetzt werben . Eilige Telegramme sollen nichtmehr das Dreifache , sondern nur noch das Doppelte der ein -
fachen kosten ; außerdem wird der Mindestsatz für Brieftele -
gramme von 1,50 auf 1 'Ml ermäßigt werden . Die Grund -gebühr für den Fernsprechverkehr, die am 1 . April 1931 auf9 'JM erhöht werden sollte, soll auch weiterhin 8 'Ml betragen .Dringende Gespräche, die bisher das Dreifache kosteten, wer -den auf das Doppelte herabgesetzt. Die Gebühr für Fern -
gespräche von 25—50 Kilometer wird statt 70 nur noch 60
kosten.

Telegraphische Postanweisungen werden von 3 auf 2,50 Mlermäßigt werden , ebenso sollen Postwurfsendungen statt 3und 6 % Jtfif nur noch 2 und 5 kosten Die Zuschläge jeKilogramm für Pakete von mehr als 10 Kilogramm sollenherabgesetzt werden , und zwar in der 2. Zone von 20 auf 15,in der 3. Zone von 30 auf 20, und in der 4 . Zone von 35 aufLS. in der 5. Zone von 40 auf 30 IRrf .Der «hierdurch entstehende beträchtliche Einnahmeausfall —die Post schätzt ihn aus jährlich 40 Will . Reichsmark — soll durchErsparnisse ausgeglichen werden , und zwar hauptsächlich durcheine Senkung der Gehälter .

Kleine Chronik
In Koburg wurde der frühere Direktor der Vereinsbank Ko-bürg, G. m . b. H., Arno Krauß , zu IS Monaten Gefängnisund 2999 Reichsmark Geldstrafe , der Direktor Hans Mayer ,ebenfalls von der Koburger Vereinsbank , zu 19 MonatenGefängnis und 1090 Reichsmark Geldstrafe verurteilt . BeideVerurteilten haben durch falsche Buchungen die Bank um mehrals 180 000 Reichsmark geschädigt.
Gegen den Bürgermeister Stamer , den StadtbaumeisterSchulz und den Elektromeister Trunk in Pillau (Ostpreußen )hat der Regierungspräsident , nachdem der OberstaatsanwaltAnklage wegen verschiedentlich^ Amtsvergehen erhoben hatte ,das Disziplinarverfahren mit dem Ziel der Dienstentlassungeröffnet .
Das Befinden des Grafen Luckner, der, wie gemeldet , inWaukegan (Illinois ) dieser Tage einen Automobilunfall cr -litt , hat sich gebessert. Die Wiederherstellung wird aber wohlnoch drei Wochen in Anspruch nehmen .
Am Donnerstag ging über Algerien nach monatelangerDürre ein Wirbelsturm nieder , wie man ihn seit 1898 nichtmehr erlebt hat . Sämtliche Verbindungen von der Küste zumLandesinnern sind unterbrochen . Man rechnet mit einem ge-waltigen Schaden Allein im Hafen von Algier wird der durchdas Unwetter angerichtete Schaden auf 30 Millionen geschätzt .Der Bulkan Merapi im Mittelpunkt Javas befindet sich invollem Ausbruch . 15 Todesopfer sind bereits zu beklagen . WeiteFlächen fruchtbaren Landes sind in eine Wüste verwandeltworden .

Dandel und Mlirtsckakt
Berliner ? evisennotierunaen

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . . 100 L.
London . . 1 Pfd .
New Jork 1 D .
Paris . . . 100 Fr .
Schweiz . . 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . . > 100 Kr.

1». Dq-mb«
Stlt

168 .73
112 .07
21 .935
20 .352
4 . 1905
16.465
81 .34
59.015
12.435

1« Dezember
»rttf

169 .08
112 .29
21 .975
20 .392
4 .185
16.505
81 .60
59 . 135
12 .455

®tlo
168 .66
111 .99
21 .93
20 .347
4 . 1880
16.452
81 .305
58 99
12.429

»riet
169 .00
112 .21
21 .97
20 .387
4 .1960
16.492
81 .465
59 .11
12.449

Deutsche Bergin AG ., Heidelberg — Hydrolyse AG ^ Heidel-berg. Seit dem Übergang des Kohlehydrierverfahrens an dieJG . Farbenindustrie befaßt sich der Heidelberger Chemikervr . Bergius vornehmlich mit der Holzverzuckerung, das heißtmit der im Holz enthaltenen Zellulose in ein zuckerähnlichesKohlehydrat zu Futterzwecken . Tätig auf diesem Gebiet sindzwei Heidelberger Gesellschaften : die früher mit der Kohle-
Hydrierung befaßte Deutsche Bergiu AG . für Kohle und Erd-öl - Chemie , deren Mehrheit seit 1929 bei Or. Bergius undFreunden von ihm liegt , und die Holz -Hydrolyse AG ., derenAktien sich in den Händen derselben Gruppe und der eng-lischen International Sugar und Alcohol Ltd . befinden . Nachder „F. Z .

" besteht zwischen den beiden deutschen Gesellschaf-ten eine Interessengemeinschaft derart , daß die Deutsche Ber -
gin AG . in ihrer Fabrik in Mannheim - Rheinau an der Wei¬
terbildung der Verfahren arbeitet , während die Hydrolyse AG.
sich mit den holzwirtschaftlichen und Absatzfragen befaßt . Das
Verfahren sei technisch einwandfrei und wirtschaftlich durch -
führbar .

Die englischen Farbstoffzölle . Das Unterhaus hat den Re-
gierungsantrag . die vom Oberhaus beschlossene Verlängerungder Farbstoffakte um 12 Monate abzulehnen , angenommen .Die Regierung hat sich jedoch entschlossen, den Antrag des
Oberhauses anzunehmen . Das Gesetz wird bis zum 15. Jan .1932 in Kraft bleiben . Durch eine Verwerfung des Antragesdes Oberhauses wären nämlich eine Reihe mit der Vorlageverbundener Gesetze gefallen , u. a. alle Mieterschutzgesetze.

Teitscbrittenscdau
Atlantis — Länder , Völker , Reisen . HerausgeberOr. Martin Hürlimann . (Atlantis -Verlag G . m . b. H ., Be »lin . — Die Dezembernummer von Atlantis bringt einen rei-

zend illustrierten Beitrag von Karl Gröber über alte Weih-
nachtskrippen aus der Krippensammlung des Bayrischen Na-
tionalmuseums in München . Die kleinen , kunstvollen Figuren ,die in instruktiven Detailaufnahmen gezeigt werden , erzählenin ihrer volkstümlich realistischen Weise vom alten Weihnacht-lichen Geiste von Süddeutschland bis nach Sizilien . Eine Bil -
derreihe , „Herberge und Heimat ", zu der Franz Hessel ein «
geistreiche Einleitung geschrieben hat, führt uns in das ver-
borgene Berlin der Herbergen und Zufluchtsstätten , durch diedie ruhelose Wanderwelle der Großstadt geht . Prinz Aimonevon Savoia -Aosta , Herzog von Spoleto , berichtet an Hand hoch-
interessanter Bilder über die von ihm geführte italienische Ex-
pedition zu den unerforschten Gletschern und Pässen des
Karakarumgebietes . Robert Faesi unterhält uns auf das an -
genehmste über den besonnten Winter in Madeira . Eine
prächtige Bilderfolge in Tiefdruck: „Ein christliches Kaiserreichin Afrika ", zeigt die Kaiserkrönung in Abessinien und religiöseSitten und Gestalten aus Alsum und Adis Abeba , nach Auf¬nahmen von Th. v. Lüpke. Die von Karl Otten hinreißend er-
zahlte Biographie „Der schwarze Napoleon " wird zu Ende ge-
führt .

Praktisch denken - Kaffee Hag schenkenDie schöne Festtagsdose f) Bf )nath Altsilberart geprägt , Inhalt V« Kilo, UM mivV
Die neue Vakuumdose
luftleer , daher stets frisch, Inhalt Vi Kilo, RM 1.90

Für die GruMuchilmter !
Zur Grundbuchbereinigung empfehle ich folgende , von

Justizrat Schmieder in Freiburg i . Br . entworfenen
Merkblätter «nd Uordrncke .

Die Vordrucke find für jeden Grundbuchhilfsbeamten
Unentbehrlich. Sofortiger Versand .

1 . Merkblatt für Gläubiger von Auswertungshypotheken.2 . Merlblatt „Ailfwerlungsschnldner " .3 . Antrag auf Eintragung der Aufwertung »och bestehender
Papiermarkhypotheken .

4 . Antrag auf Eintragung der Aufwertung gelöschter Papier-
markhypoiheken .

5. Antrag an das Amtsgericht — Anfwertnngsstelle ansZahlungsfrist uach erfolgter Kündigung einer Answer-
tungshypothek .

6 . Benachrichtigung über Löschung »o« Rangbefugnissenund Widersprüche «.
7 . Benachrichtigung au Gläubiger »od Eigentümer über

Löschung nach ß S des Bcreiiiigiingsgesetzes8 . Aufforderungen au die Hypothekenglänbiger zur Borlagedes Briefes .
9 . Kündigung von Aufwertungshypotheken für Sparkasse«.1V . Allgemeine Kündigung von Answertnngshypotheken .11. Beschluß über Wiedereintragnng gelöschter Kraft, Rück-

Wirkung ausgewerteter Hypotheken an alter Rangstelle .12 . Beschlusz über Aufwertuug noch bestehender Papiermark-Hypotheken.
13 . Beschlutz über Löschung von nicht znr Auswertung ange¬meldeter Hypotheken , sowie von gegenstandslosen Rang-

bejugnisseu und Widersprüchen .14 . Bewilligung einer Sicherungshypothek für erhöhteAuswertung.
15 . Sammelliste (Titel- und Einlageboge») zur Bereinigungdes Grundbuchs . K .846
A. Ra « scher . Buchdruckerei , Freiburg i.Sr .« euzingerstr -ße 43 . Telephon 8891 .

lülllllllllUIIIIHIIIIIIIHIIllllllltlHIIIIIIIIII
Wir werben für Sie !

piiiMmi[iiiii!i:;;;!iiii!iiiiiiiiiiiii!:iiiiiiiiBiiiiiiiiiiiiiHniiiiii[[iiiiiiiiiiiiiiii»iiiiiiiii[|iii)iiiiiiiiiiiiiiiii

Die freie Bäckerinnung Karlsruhe beabsichtigt, fürdie der Innung angehörenden Betriebe ihrer Mitgliedereine Jnnungskran kenkasse zu errichten. Krankenkassendürfeft nur errichtet werden , wenn die Mehrheit der
abstimmenden beteiligten Arbeitgeber und die Mehrheitder abstimmenden beteiligten volljährigen Arbeitnehmerzustimmen . Die Abstimmung erfolgt getrennt nachGruppen ; sie ist geheim . Abstimmungsberechtigt istjeder der freien Bäckerinnung als Mitglied angehörendeArbeitgeber, der mindestens einen versicherungspflich-
tigen Arbeitnehmer beschäftigt, welcher der zu errichten,den Krankenkasse anzugehören hätte . Auf das Lebens -alter des Arbeitgebers kommt es nicht an .

Ferner sind abstimmungsberechtigt : Arbeitnehmer ,wenn sie bei obigen Arbeitgebern beschäftigt sind, undwenn sie spätestens am Tage der Abstimmung die
Volljährigkeit erreicht haben, und im Falle der Errich-
hing der neuen Kasse dieser angehören müßten .Die hiernach abstimmungsberechtigten Arbeitgeberund Arbeitnehmer werden daher zu der am

Sonntag , den 1. Februar 1931 von S Uhr bis IS Uhr
in Karlsruhe , im Handwerkskammergebäude ,Friedrichsplatz Nr . 4 parterre, Zimmer 1 tPrüfungssaal )stattfindenden Abstimmung eingeladen . R .17Ö

Zum Nachweis der Abstimmungsberechtigung istdie Vorlage eines Abstimmungsausweises erforderlich.Die Abstimmungsberechtigten werden daher aufgefor -dert, sich für die Ausübung der Abstimmung bei der
zuständigen Krankenkasse «Allgem . OrtskrankenkasseKarlSruhe -Stadt ) einen Abstimmungsausweis gebenzu lassen .

Aus der Zahl bei Abstimmungsberechtigten sind 2
Beisitzer und zwar je einer aus der Zahl der Arbeit-
geber und der Arbeitnehmer zu ernennen . Bringenwirtschaftliche Vereinigungen der Arbeitgeber und der
Arbeitnehmer oder Verbände solcher Vereinigungen dem
Versicherungsamt , spätestens 2 Wochen vor der Ab-
stimmung , Beisitzer in Vorschlag, so sind die Beisitzernach diesen Vorschlägen zu berufen . Bei der Errichtungvon Jnnungskrankenkassen hat das Vorschlagsrechtbezgl. der Arbeitgeberbeisitzer auch die beteiligte In -
nung . Gehen dem Versicherungsamt Vorschläge nicht,oder nicht rechtzeitig zu . beruft es die Beisitzer nachfreiem Ermessen . Am Abstimmungstage fehlende Bei -

sitzer werden von dem Abstimmungsvorsteher durch an-
wesende Abstimmungsberechtigte ergänzt .

Karlsruhe , den 18. Dezember 1930. - O->Z . 83
Bad. Bezirksamt — Versicherungsamt . —

18000
_

notleidende Mitbürger hast Du !

Hilf ihnen durch Spenden an die

Karlsruher Notgemeinschaft !

WerAnse
Ia . junge fette , bratfertig u .
geschlossen, Stück 7 XA bis
11 XU versendet (K .833

Otto Blind . Ulm a. D.
Telephon 3668

Dnrlach. R 171
Vereinsregister . Einge -

tragen am 16 . Dezember
1930 : Badischer La»ve»verem
sür Seidenbau, Sitz Durlach .

Amtsgericht.

IMes Landesthealer
Samstag , den 20 . Dez . 1930

Nachmittags

Der grobe Christoph
Weihnachtsmärchen

von Ulrich vo .i der Trenck

Regie : v . d. Trenck .
Mitwirkende :

Bertram , Ermarth , Frauen¬

dorfer . Genter , Seiling ,
Schreiner , Guse , Kurr.
Gemmecke, Graf , Herz,
Höcker , Just . Kühne , Meh-
ner, Müller , Prüter,Schulze ,
Grimm , Luther , Rivinius »

Seibert .

Anfang 15 Ende 11
L Rang

und L Sperrsitz 3 RM

Abends :
« QU Th -Gem . I . S -Gr-

Die Nibelungen
Ein deutsches Trauerspiel

von Hebbel
Regie : Baumbach
Dritte Abteilung

Mitwirkende :
Bertram , Frauendorfer ,

Genter , Schreiner , Brand .
Dahlen , Gemmecke, Graf ,
Herz, Hierl , Hücker. Just .

O Kienscherf, Kloeble,
Kühne . Mehner , Prütex ,
Schulze , v. d . Trenck , H-
Kienscherf, Luther , Schmitt
Anfanglö '/, Endegeg .22 /̂,

Preise A (0,70 - 5 £ # )

So . 21 . 12. Nachm . : Der
große Christoph. Abends :
Carmen . JmKonzerthaus -
Meine Schioester und ich.
Mo . 22 . 12. Die Nibe-

lungen III . Abteilung .
Druck G. Braun , Karlsruhe .
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